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FINANZIERUNG DER SCHUTZGMEINSCHAFTEN IM WEINSEKTOR  
 
Die Änderung der gemeinsamen Marktorganisationsordnung (GMO) vor 15 Jahren hat 
dazu geführt, dass der Berufsstand des Weinsektors seine geschützten Herkünfte (g.U 
/g.g.A.) selbst verwalten muss. Im Weinrecht wurde daher in § 22 g WeinG die Mög-
lichkeit der Gründung und Anerkennung von Verwaltungseinheiten (Schutzgemein-
schaften) geschaffen. Nun steht nach der Novelle des EU-Geoschutzes durch die Ver-
ordnung 2024/1143 die Umsetzung auf nationaler Ebene an. Hier sind wegweisende 
Entscheidungen für die Zukunft der Branche zu treffen.  
 
Sowohl mit der Geoschutzreform als auch mit der Umsetzung der Änderungen im Her-
kunftsrecht (Bezeichnungsrecht) sind die Schutzgemeinschaften betraut.  
 
In der Praxis erfolgt die Arbeit der Schutzgemeinschaften im Kern auf ehrenamtlicher 
Basis und wird unterstützt durch die Geschäftsführer der regionalen Weinbauverbände 
und die dort existierende Struktur. Eine Entschädigung / Vergütung für den steigenden 
Aufwand, bis hin zu Rechtsstreitigkeiten erfolgt nicht. Von der Arbeit der Schutzge-
meinschaft profitieren im Ergebnis alle Winzer, die einen Wein mit geschützter Her-
kunft (g.U. oder g.g.A.)  vermarkten. An der Arbeit beteiligen sich die wenigsten Ver-
treter der Branche in den Regionen, an der Finanzierung beteiligen sich nur die regio-
nalen Weinbauverbände.  
 
Das Geoschutzreformgesetz – derzeit im parlamentarischen Verfahren – bietet 
hier die Möglichkeit dies zu ändern und die Schutzgemeinschaften endlich auf 
einem guten Fundament aufzubauen. Dabei müssen im Gesetz keine Details ver-
ankert werden, es reicht die Schaffung einer Verordnungsermächtigung für einzelne 
Erzeugnisbereiche wie folgt in § 5 Abs. 4.: 
 

„15. Die Verteilung der Kosten, die der anerkannten Erzeugervereinigung bei Aus-

übung der Aufgaben gemäß Absatz 4 Nummer 2 entstehen.“ 

 
Diese kurze Ergänzung des § 5 würde die seit 2018 andauernde Diskussion fast be-
enden und der Praxis gemeinsam mit dem BMLEH die Möglichkeit geben, ein funktio-
nierendes System – ohne staatliche Mittel – zu installieren.  
 
Auch die Bund-Länder Besprechung des BMLEH zum Weinrecht hat im September 
erhebliche Handlungsbedarf und eine Eilbedürftigkeit bei dem Thema gesehen.  
 
Deshalb kommen wir mit der kurzfristigen Bitte auf Sie zu, diese kleine Änderung im 
Rechtsausschuss in das Verfahren einzubringen.  
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KURZ ZUSAMMENGEFASST  
 

Im Koalitionsvertrag ist in Zeile 1260/61 geregelt:  
„und wir prüfen, wie die Arbeitsfähigkeit der Schutzgemeinschaften im Weinsektor 
sichergestellt werden kann.“ 
 
Nationale Regelung einer Finanzierungsgrundlage für die Schutzgemeinschaften 
kurzfristig möglich im:  
Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
der Reform und Erweiterung des Schutzes geografischer Angaben (Geoschutz-
reformgesetz) 
 
Aktueller Stand:  
Regierungsentwurf wird im Rechtsausschuss des deutschen Bundestages beraten.  
 
Erforderlich: Schaffung einer Verordnungsermächtigung für Bundesrat und 
BMLEH  
 
Wichtig/Entscheidend: 

• Keine inhaltliche Diskussion im Bundestag zur Finanzierung, insbesondere 

keine staatlichen Mittel  

• Verordnungsermächtigung bietet die Möglichkeit für Praxis und Verwaltung eine 
konkrete Lösung zu erarbeiten.  

• Ziel wäre: Kosten für die Verwaltung der Produktspezifikation auf alle Erzeuger 
entsprechend der Menge umzulegen.  

• Wichtig: keine parafiskalische Abgabe oder Abgabe im Sinne des Grund-

gesetzes, da Teilhabe an der g.U. / g.g.A. freiwillig ist.  

• Dennoch: wesentliche Änderung – Parlamentsvorbehalt  
 
Fazit: Das laufende Gesetzgebungsverfahren bietet die rechtlich und zeitlich perfekte 
Anknüpfung. Es wäre ein wichtiges Signal an die Branche und insbesondere das Eh-
renamt in der Krise. 
 
DWV-Vorschlag:  
Ergänzung einer Nr. 15 in § 5 Abs. 4 des Regierungsentwurfes  
 

„15. Die Verteilung der Kosten, die der anerkannten Erzeugervereinigung bei Aus-

übung der Aufgaben gemäß Absatz 4 Nummer 2 entstehen.“ 

 
Vorteil:  
kein Konflikt mit anderen Branchen oder der BJMV: 

• § 5 Abs. 1 „für alle oder einzelne Erzeugnisbereiche“ – keine andere Branche  
muss es umsetzen, aber die Weinbranche bekommt die Möglichkeit, die 
Schutzgemeinschaften zu finanzieren, ohne dabei staatliche Mittel zu bean-
spruchen.   


